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Wenn ich mir was wünschen dürfte ...
Das Bundesteilhabegesetz aus Nutzer*innen-Sicht

Zusammenfassung »Nichts über uns ohne uns!« lautet das Credo der UN-BRK. Gefordert wird, 
dass behinderte Menschen von Beginn an in alle Entscheidungsprozesse über ihre Lebensbe-
reiche einzubeziehen sind. Ob das BTHG in seiner jetzigen Form dieser Forderung der UN-BRK 
tatsächlich gerecht wird, bezweifeln zahlreiche Behindertenverbände. Im folgenden Beitrag 
wird dieses Problem besonders unter dem Aspekt des Umgangs mit psychisch beeinträchtigten 
Menschen betrachtet.
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Wenn ich mir was wünschen dürfte ...
Das Bundesteilhabegesetz aus Nutzer*innen-

Sicht

Zusammenfassung »Nichts über uns ohne uns!« lautet das Credo der UN-BRK. Gefordert 
wird, dass behinderte Menschen von Beginn an in alle Entscheidungsprozesse über ihre 
Lebensbereiche einzubeziehen sind. Ob das BTHG in seiner jetzigen Form dieser 
Forderung der UN-BRK tatsächlich gerecht wird, bezweifeln zahlreiche Behindertenver-
bände. Im folgenden Beitrag wird dieses Problem besonders unter dem Aspekt des 
Umgangs mit psychisch beeinträchtigten Menschen betrachtet.

Autorin: 
Heike Liebsch

»Teilhabe« enthält die Wortstämme »Teil« 
und »haben«. Das bedeutet, einen Teil zu ha-
ben von dem, was andere freiwillig abgeben 
oder abgeben müssen, weil ein Gesetz oder 
die Moral sie dazu zwingen. Bundesteilha-
begesetz nennt sich die in der BRD einzufüh-
rende gesetzliche Umsetzung der UN-BRK, in 
der Doppelfunktion mit der »Wahrung der 
Kostenneutralität«.1 Bereits die Positionie-
rung des Bundesteilhabegesetzes innerhalb 
der Sozialgesetzgebung lässt den Schluss zu, 
dass es hier darum geht, gesetzlich zu re-
geln, dass beeinträchtigte Menschen einen 
Teil aus der gesellschaftlichen Umverteilung 
bekommen, um damit an der Gesellschaft 
»teilhaben« zu können.

Interessant ist, dass die umzusetzende UN-
BRK in der englischen Originalfassung das 
Wort »Teilhabe« (»partake« oder »have a 
part«) gar nicht enthält. Das Wort, das mit 
dem deutschen Begriff »Teilhabe« übersetzt 
wird, heißt in der UN-BRK »participation«. 
Doch weder in der offiziellen deutschspra-
chigen noch in der Schattenübersetzung 
kommt das auch im Deutschen durchaus 
vertraute Wort »Partizipation« ein einziges 
Mal vor. In Artikel 29 der UN-BRK wurde in 
der offiziellen Übersetzung das Wort »Teil-
habe« umgewandelt zu »Mitwirkung« bzw. 
»Mitarbeit«, was von »Mitbestimmung« nur 
noch die Vorsilbe übrig lässt.2 In Artikel 34 
(Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen) geht es um »Beteili-
gung« statt um Partizipation.3 Ein Schelm, 
der Böses dabei denkt.

Was bedeutet Partizipation wirklich? Parti-
zipation kann als mindestens dreistufiges 

Teilhabe-, Mitwirkungs- und Mitbestim-
mungsprinzip verstanden werden:
Stufe 1: Individuelle Rechte und Möglich-
keiten, die Gestaltung der eigenen Lebens
umstände zu bestimmen und an den gesell-
schaftlichen Lebensbedingungen teilzuha-
ben.
Stufe 2: Mitbestimmung und Teilhabe in al-
len Lebensbereichen, in denen sie insbeson-
dere institutionell eingebunden sind (z. B. 
in Schulen, Universitäten, Firmen, Kranken-
häusern etc.).
Stufe 3: Aktive Mitbestimmung bei der Ge-
staltung der rechtlichen und gesellschaft-
lich-politischen Rahmenbedingungen des 
Zusammenlebens (z. B. bei der Fassung von 
Gesetzen, Besetzung von Vertretungsgre-
mien und Entscheidungen über Verteilungs-
prozesse).

Insofern stellt Teilhabe nur einen Teil von 
Partizipation dar. Im BTHG aber wird die 
»Teilhabe« behinderter Menschen fast nur 
auf der individuellen Selbstbestimmungs-
ebene – also im Bereich der Stufe 1 gefasst.

  Nur eine begriffliche Spitzfindigkeit?

»Teilhabe« als heute übliche deutsche 
Übersetzung des Wortes »participation« ist 
in dieser Deutung recht jung. Noch 1970 
schrieb der Politikwissenschaftler Hart-
wich: »Teilhabe heißt [...] nicht etwa Mitbe-
stimmung oder die Emanzipation des einzel-
nen in der Wirtschaft durch seine nicht nur 
rechtliche, sondern auch gesellschaftspoli-
tische Stützung als Subjekt des Geschehens. 
Teilhabe heißt von nun an in der ›herrschen-

den‹ Sozialstaatsinterpretation: Recht und 
Anspruch auf Hilfe durch den Staat.«4 Es geht 
also um die Sicherung eines Fürsorgegedan-
kens – und nicht um die Anerkennung von 
Mitbestimmung und aktiver Einbeziehung 
in Entscheidungsprozesse über eigene Be-
lange.

Wenn man sich die konkreten Inhalte des 
SGB IX betrachtet, scheint sich diese Inter-
pretation des Begriffes »Teilhabe« als Für-
sorge wider aller heutig anderslautenden 
Definitionen mit dem BTHG fortzusetzen. 
Denn innerhalb des BTHG werden vorrangig 
das Individualrecht und der Fürsorgeteil ge-
fasst. Die anderen Ebenen einer weiterfüh-
renden Partizipation finden lediglich an drei 
Stellen innerhalb des BTHG statt: im Werk-
stattrecht unter § 22, im Bereich Schwerbe-
hindertenvertretung (§§ 176 – 178) sowie im 
Kapitel 14 in den §§ 85 – 89 BTHG zur »Betei-
ligung der Verbände und Träger«. Betrachtet 
man diese Bereiche jedoch genauer, wird 
schnell deutlich, wie eingeschränkt auch 
hier die Partizipationsmöglichkeiten sind. 
So werden »die dem Werkstattrat einge-
räumten Mitbestimmungsrechte in Mitwir-
kungsrechte ›umgewandelt‹, sobald eine An-
gelegenheit nur einheitlich für Arbeitnehmer 
und Werkstattbeschäftigte geregelt werden 
kann«.5 In § 85 BTHG sind individuelle Be-
schwerden nun zwar immerhin vermittelt 
über Behindertenverbände auf Landes- und 
Bundesebene zulässig. Ein selbstbestimm-
tes und direktes Beschwerderecht über 
niedrigschwellige unabhängige Beschwer-
destellen ist im BTHG aber nicht vorgesehen.  
Die §§ 86 – 89 beschäftigen sich ausschließ-
lich mit dem »Beirat für die Teilhabe von 
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Menschen mit Behinderungen« beim Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales. 
Betroffenenverbänden werden hierin ge-
rade einmal 17 % der Sitze zugebilligt, was 
Mehrheitsentscheidungen über die Interes-
sen der Behinderten hinweg sehr einfach er-
möglicht. Dr. Sigrid Arnade, Sprecherin der 
LIGA Selbstvertretung, formulierte schon 
2017: »Das neue Bundesteilhabegesetz [...] 
beschneidet die Menschenrechte behinderter 
Menschen in Deutschland statt sie zu stützen 
und zu stärken.«6

Wie weitreichend sich auch andere 
Übersetzungs»fehler« aus der UN-BRK auf die 
Partizipation behinderter Menschen auswir-
ken, kann an folgendem Beispiel erklärt wer-
den. Das recht simple Wort »Barrierefreiheit« 
(accessibility) wird in der deutschen Fassung 
mit »Zugänglichkeit« übersetzt, was durch-
aus zulässig ist. Dieses deutsche Wort legt 
aber in der Sprachherleitung nahe, dass es 
um Rampen oder Fahrstühle geht, die trotz 
Rollstuhls den »Zu-Gang« gewähren.

Und genau so wird es auch oft verstanden. 
Über die zahlreichen Barrieren für psychisch 
behinderte Menschen muss dann gar nicht 
mehr nachgedacht werden.

Am deutlichsten wird dieses »Sprach«pro
blem bei einer Stellungnahme der AfD auf 
eine Frage der sächsischen Studentenräte 
im Juli 2019, welche Meinung diese Partei 
zum Thema der Weiterentwicklung der In-
klusion von beeinträchtigten Studierenden 
an Hochschulen hat. Die Antwort der AfD 
ist erschreckend eindeutig: »Diese Frage-
stellung ist undifferenziert, da für ein Hoch-
schulstudium einzig und allein körperliche 
Beeinträchtigungen in Frage kommen dür-
fen.«7 Damit folgt die AfD – zugegeben aus 
ihrem eigenen Selbstverständnis heraus  – 
genau dem Tenor, dass es sich bei »Barrie-
refreiheit« um die Unterstützung bei kör-
perlichen Beeinträchtigungen handeln soll. 
Psychisch beeinträchtigte Menschen dürfte 
es nach Meinung der AfD an Hochschulen 
gar nicht geben.

Ganz unabhängig von der AfD wird diese 
Perspektive jedoch an einigen Hochschulen/
Universitäten mit der Nichtgewährung von 
Nachteilsausgleichen für psychische Beein-
trächtigungen sogar praktiziert – u. a. mit 
der Begründung, dass dies »Persönlichkeits-
merkmale« und keine Erkrankungen seien.

  Praktische Erfahrungen als 

Genesungsbegleiterin

Dank des BTHG habe ich eine Stelle als Be-
raterin in der Dresdner EUTB (Ergänzende 
Unabhängige Teilhabeberatung) gefunden. 
Die Arbeit ist für mich besonders berei-
chernd, weil meine Kolleg*innen aus allen 
Behindertenbereichen kommen. Wir sind 
acht eigenerfahrene Menschen, die mit 
unterschiedlicher Stundenzahl eingestellt 
wurden – viele auf Minijobbasis. Durch § 32 
SGB IX sind unsere Stellen bis Ende 2022 si-
cher. Unsere Beratungstätigkeit ist kosten-
los, muss also durch Ratsuchende weder 
beantragt noch bei Kostenträgern bewilligt 
werden. Wir leisten das, was als niedrig-
schwelliges Angebot bezeichnet wird. Das 
Konzept hat Charme und bietet Chancen. 
Die Ratsuchenden sind oft überrascht, weil 
sie feststellen, dass wir einen anderen Zu-
gang zu ihren Problemen haben. Unsere Ei-
generfahrung einzubringen ist Teil unseres 
Konzepts.

Doch dieser § 32 exkludiert uns zugleich, 
weil wir eben ergänzend sind – und nicht – 
was ich für sinnvoller halten würde – als 
Peers Teil der Beratungsangebote, die be-
reits seit Langem existieren. Diese bestehen-
den Beratungs- und Betreuungsstellen müs-
sen sich nicht damit auseinandersetzen, wie 
es ist, Menschen mit Eigenerfahrung als 
Kolleg*innen in die Arbeit einzubeziehen 
und eigene Perspektiven zu hinterfragen. 
Dort läuft alles wie gewohnt weiter. Mit 
unserer Arbeit vermitteln wir Ratsuchende 
also in Angebote weiter, wo es auch weiter-
hin keine Peers gibt.

Generell regelt das BTHG mit dem § 32 eine 
Variante des Peer-Counselings. Ein Fort-
schritt – keine Frage. Regelungen für einen 
Peer-Support jedoch gibt es im BTHG nur im 
Bereich der Frauenbeauftragten. Dort wird 
verstanden, wie wichtig eine Vorbildrolle 
durch Peers ist. Doch ohne eine gesetzliche 
Grundlage für diesen Bereich bleibt es im Er-
messen der Einrichtungen, ob sie Peers bei 
sich einsetzen oder nicht. Eine finanzielle 
Absicherung solcher Initiativen zum Einsatz 
von Peers ist nicht geregelt und verbleibt als 
Risiko bei den Einrichtungen selbst.

Ich selbst bin als Peer-Counselor in der 
EUTB ca. fünf Stunden wöchentlich für 
Menschen mit psychischen Problemen in 
einem Einzugsbereich von über 500.000 
Menschen tätig. Im Gegensatz zu anderen 
Beratungsstellen habe ich die Möglichkeit, 
aufsuchend zu arbeiten. Deshalb gehe ich 

auch auf Akutstationen, ins häusliche Um-
feld, begleite zu Gerichtsverhandlungen 
oder bin bei Gesprächen zum Beschluss 
einer geschlossenen Unterbringung da-
bei. Aber ich kann nur stützend tätig sein. 
Gegenüber den Einrichtungen habe ich 
keinen Rechtsstatus. Ich bin auf den guten 
Willen der Gesprächspartner angewiesen.  
Die Ärztin einer Akutstation verbot mir die 
Teilnahme an dem Richtergespräch mit 
einem Patienten, der mich darum gebeten 
hatte. Erst der Hinweis auf das Recht des 
Patienten, eine Vertrauensperson seiner 
Wahl hinzuziehen zu dürfen, und die ent-
sprechende Zustimmung des Richters, öff-
nete mir die Tür. Immer wieder stelle ich 
gravierende Rechtsunsicherheiten bei Ak-
teuren und Nutzer*innen des Hilfesystems 
fest. Am frustrierendsten aber ist es, zu er-
leben, wie gesetzliche Möglichkeiten von 
Kostenträgern bewusst umgangen werden, 
die dazu beitragen würden, stationäre Auf-
enthalte zu vermeiden. Was sollen wir Men-
schen empfehlen, wenn es so gut wie keine 
Integrierte Versorgung gibt, Krisenzimmer 
aus Finanzierungsgründen geschlossen 
werden, Soziotherapie schlechter finan-
ziert wird als andere Sozialarbeit, und kein 
nächtlicher Anlaufpunkt außer der Notauf-
nahme existiert? Ich erlebe, wie gesetzliche 
Regelungen wie das Teilhabechancengesetz 
§ 16 i und § 16 e SGB II in der Praxis so ver-
kompliziert werden, dass eine Inanspruch-
nahme für interessierte Menschen oftmals 
nur schwer möglich ist. Einzelne Gesetze 
sind gut gemeint. Und dann?

Viele der Ratsuchenden betreue ich über ei-
nen langen Zeitraum. Das Problem ist, dass 
es in meiner Heimatstadt Dresden keine 
Genesungsbegleiter*innen im stationären 
oder ambulanten Bereich und nur sehr we-
nige in Beratungsstellen gibt, an die ich wei-
tervermitteln könnte. Der Widerstand ge-
gen den Einsatz von Peers spiegelt auch die 
Ambivalenz des BTHG: Wasch mir den Pelz, 
aber mach mich nicht nass.

Das Beharrungsvermögen zahlreicher Ak-
teure in »bewährten« Mustern ist beeindru-
ckend. Inwiefern werden z. B. solche Maß-
nahmen wie die Integrierte Teilhabepla-
nung tatsächlich umgesetzt, wenn der dafür 
erforderliche Mehraufwand weder finanzi-
ell noch personell ausreichend untersetzt 
ist? Ich erlebe, wie trotz des gesetzlich vorge-
schriebenen individuellen Entscheidungs-
rechts gerade bei kognitiv eingeschränkten 
Menschen auch weiterhin der bequemere 
Weg der Fremdentscheidung durch die Be-
treuungspersonen gegangen wird.

Liebsch: Wenn ich mir was wünschen dürfte ...
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Neben dieser bezahlten Arbeit in der EUTB 
bin ich im Bereich Aufklärung und politische 
Arbeit als Genesungsbegleiterin ehren-
amtlich tätig. Die fehlenden und vor allem 
verpflichtenden Mitbestimmungsrechte be-
hinderter Menschen in den sie betreffenden 
Fragen wird hier schnell offensichtlich. 
Viele Verhandlungen, die die Geschicke psy-
chisch beeinträchtigter Menschen betref-
fen, werden hinter (für uns) verschlossenen 
Türen geführt. Derzeit wird beispielsweise 
die Schließung einer städtischen psychiatri
schen Klinik Dresdens aus Kostengründung 
diskutiert. Es gibt Fördermittel für die Schlie-
ßung – und es gibt zugleich Fördergelder für 
den Neubau einer deutlich größeren Klinik. 
So befürchten wir, dass ein außergewöhn-
lich genesungsfördernder Standort zuguns
ten einer vergrößerten Psychiatrie aufgege-
ben wird. (Ich vermeide gerade bewusst den 
Begriff »Großpsychiatrie«, um nicht unnö-
tig zu polarisieren.) Auch im Dresdner Uni-
versitätsklinikum wird der Neubau eines 
Psychiatriegebäudes geplant. Wir als Be-
troffenenverband erfahren nur durch Zufall, 
dass dabei wichtige Teile für die Patienten, 
wie ein angemessener Freigangbereich, 
aus Kostengründen gestrichen werden. Wir 
werden an diesen Prozessen nicht beteiligt. 
Es gibt keinen gesetzlichen Rahmen für un-
sere Mitbestimmung, obwohl dies gegen die 
UN-BRK verstößt. Das BTHG ist hierbei keine 
Hilfe.

Vertreter von uns sitzen in den Landesbei-
räten Psychiatrie und Behinderte sowie in 
den örtlichen PSAG. Wir stellen unter den 
Profis eine absolute Minderheit dar. Damit 
ist unsere Wirkung auf tatsächliche Ent-
scheidungsprozesse von vornherein gering. 
Wir können uns äußern und es wird gern 
dazu geschrieben, dass wir gehört worden 
sind. Darin erschöpft sich zumeist unsere 
Mitwirkung, die in dieser Form eben keine 
Mitbestimmung darstellt.

Grundsätzlich wird von uns als Behinderte 
erwartet, dass wir unsere politische und 
Aufklärungsarbeit sowie sämtliche Aktivi-
täten im Bereich der Selbsthilfe ehrenamt-
lich verrichten. Es gibt keine gesetzlichen 
Grundlagen – außer in den EUTB, die die Ar-
beit von Genesungsbegleitung, Bildungs-
arbeit, Beratungstätigkeit u. Ä. von Peers 
finanziell sichert. Auch dies erschwert auf 
die Dauer die Einflussmöglichkeit, weil 
es nicht möglich ist, all die erforderlichen 
Aufgaben auf reiner Ehrenamtsbasis zu 
leisten. Das BTHG regelt aber weder die 
Einrichtung von Peer-Stützpunkten noch 
die von unabhängigen Beschwerdestellen. 

Damit fehlt es an einem dringend erfor-
derlichen Ermöglichungsrahmen zu einer 
tatsächlichen Partizipation behinderter 
Menschen, die über eine reine »Teilhabe« 
hinausgehen muss.

  Eine schlimme oder gute Zeit?

»Wenn ich mir was wünschen dürfte – 
käm ich in Verlegenheit, was ich mir denn 
wünschen sollte: eine schlimme oder gute 
Zeit ...« heißt es in dem berühmten Lied 
von Friedrich Hollaender. Wird es mit dem 
BTHG eine gute oder schlimme Zeit für die 
Nutzer*innen? Entsteht unter dem Deck-
mantel der angeblichen Umsetzung der UN-
BRK ein euphemistisch determiniertes Spar-
programm? Oder wird mit diesem Gesetz 
tatsächlich für behinderte Menschen mehr 
gesamtgesellschaftliche Mitbestimmung 
oder wenigstens mehr individuelle Selbst-
bestimmung umgesetzt?

Die Antwort auf diese Fragen ist derzeit 
offen und hängt von der weiteren gesell-
schaftlichen Entwicklung ab –, aber auch 
von der aktiven und kritischen Mitbestim-
mung der Nutzer*innen.

Das Institut für Menschenrechte formu-
lierte schon 2010: »Partizipation hat [...] 
nicht nur Auswirkungen auf den Einzelnen, 
sondern auch auf die Gestaltung von Poli-
tik, insbesondere in den Bereichen, die be-
hinderte Menschen unmittelbar betreffen. 
In dieser Hinsicht knüpft das Konzept der 
Partizipation an das Konzept der Inklusion 
an: Die gleichberechtigte Partizipation aller 
Menschen an der Gesellschaft ist nur dann 
möglich, wenn die Lebenssituationen aller 
Menschen von Anfang an beachtet und alle 
einbezogen werden.«8

  Wenn ich mir was wünschen dürfte…

... wünschte ich mir ein Bundespartizipa-
tionsgesetz, in dem politisch-gesellschaft-
liche Mitbestimmung behinderter Men-
schen genauso garantiert wird wie deren 
individuelle Mitbestimmung.

Ich wünschte mir, ein Teil der Gesellschaft 
zu sein und nicht nur an ihr »teilhaben« zu 
dürfen.

Ich wünschte mir, dass wir selbstbestimmt 
über unser Leben entscheiden können, 
auch dann, wenn unser Verhalten von der 
»Norm« abweicht.

Ich wünschte mir, dass Nutzer*innen des 
psychiatrischen Hilfeangebotes sich nicht 
von der Angst und Unsicherheit der Ärzte 
bedroht fühlen müssen, weil diese nach 
dem PsychKG (kein Teil des SGB, sondern des 
Polizeigesetzes) verpflichtet sind, die Pati-
enten im Fall der Eigen- oder Fremdgefähr-
dung in eine geschlossene Station zu ver-
bringen. Längst ist bekannt, dass in vielen 
Fällen durch eine gute Begleitung und Be-
ziehungsangebote diese potenzielle Gefähr-
dung deutlich abgebaut werden kann – und 
nicht nur durch physische und medizinische 
Fixierungen. Oftmals wird über die teilweise 
erheblichen Nebenwirkungen von Psycho-
pharmaka kaum aufgeklärt und damit auch 
die individuelle Mitbestimmungskompe-
tenz der Betroffenen massiv eingeschränkt.

Ich wünschte mir, dass der Hilfebedarf nicht 
nur aus den »Defiziten« ermittelt wird, 
sondern vorrangig aus der Perspektive der 
Ressourcen der Einzelnen. Das ist anstren-
gender, denn es benötigt ein deutlich indi-
viduelleres Vorgehen. Das ist auch kostenin-
tensiver – und ist nicht »kostenneutral« zu 
haben, was ja seitens der Bundesregierung 
ein wichtiges Motiv und Auftrag für die Ge-
staltung des BTHG ist.

Ich wünschte mir, dass Gesetzesfassungen 
(z. B. PsychPV und PsychKG) und regionale 
Projektplanungen (z. B. Klinikneubauten), 
prinzipiell nicht mehr ohne die Beteiligung 
und Mitbestimmung der Nutzer*innen 
durchgeführt werden dürfen. Dazu ge-
hört im Ernstfall auch ein Vetorecht, wenn 
die Gefahr besteht, dass die Rechte der 
Nutzer*innen massiv verletzt werden.

Ich wünschte mir, dass unabhängige und 
grundsätzlich trialogisch besetzte Beschwer-
destellen in den Regionen gesetzlich veran-
kert und finanziell abgesichert werden.

Ich wünschte mir, dass der Einsatz und die 
Einbindung von Peer-Mitarbeiter*innen 
nicht mehr nur dem Ehrenamt und dem 
Gutwill einiger Protagonisten vorbehalten 
bleiben.

Ich wünschte mir, dass wir als Nutzer*innen 
nicht mehr nur eine Rolle als Alibi oder 
schmückendes Beiwerk einnehmen, son-
dern bewusster und zwingend notwendiger 
Teil bei allen uns betreffenden Entschei-
dungen sind, so wie es das tatsächliche Ziel 
der UN-BRK ist.

Ich habe bewusst zugespitzt und positive 
Teile des BTHG ausgeblendet. Aber diese 

Soziale und berufliche Teilhabe – Wünsche, Wirklichkeiten und Visionen
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Zuspitzung macht deutlich, was gesell-
schaftlich schiefgeht, wenn die UN-BRK auf 
ein BTHG in der jetzigen Form beschränkt 
bleibt.
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